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SERIE

Alles was
Recht ist

Morsbach
schützt nun
Bäume

Zeuge beobachtete
zwei Personen

Waldbröler
Stadtrat tagt

Sie sind Rechtsanwalt und
FDP-Mitglied. Lag die Verfas-
sungsbeschwerde gegen die
Bundesnotbremse schon fer-
tig in der Schublade?
Das Gute ist, dass ich nicht der
einzige Rechtsanwalt in der FDP
bin. So eine Verfassungsbe-
schwerde läuft auf vielen Ebe-
nen, sowohlvonBasis-Liberalen
als auch von Mitgliedern der
Bundestagsfraktion. Es waren
etwas über 50 von den 80, die
sich daran beteiligen.

Sie sind ja in der Zwickmühle.
Sie sind in Oberberg im Kreis-
tagmit in der Verantwortung.
Sie haben in der Vergan-
genheit immer Ihre Un-
terstützung für die
Kreisverwaltung be-
tont. Als Liberaler
sind Sie aber gegen
die Maßnahmen.
Passt das denn zu-
sammen?
Dasgeht,dennwirsindjaauf
der Kreisebenenicht diejenigen,
die das entscheiden. Wir haben
ja jetzt eine bundesweite Rege-
lung. Und diemuss der Oberber-
gische Kreis übernehmen. Der
Spielraum des Landrates ist ja
äußerst begrenzt. Er ist Teil der
unteren staatlichen Verwaltung
und nicht der Kurfürst, der sagt,
ich regele das jetzt mal so. Er
muss die Vorgaben beachten.
Wenn er davon abweichen will,
muss er sich dies vom Land ge-
nehmigen lassen. Und auch auf
der Landesebene ist das bei der
CDU ja kein monolithischer
Block. Selbst im Bundestag hat
es jawohlmehr als 20Mitglieder
der CDU-Fraktion gegeben, die
gegen diesen Beschluss ge-
stimmt haben – und auch ein
paar von der SPD.

WarumsehenSiedieMaßnah-
men so kritisch?
Manmusseinfachabwägen:Was
ist erforderlich und was ist ver-
hältnismäßig? Und bei der Ver-
hältnismäßigkeit istdieFragezu
stellen: Bringt uns dashierwirk-
lich weiter oder verschärfen wir
nicht die Probleme? Wenn ich
mir vorstelle, wir hätten in Köln
jemanden,dermit jemandande-
rem einen trinkt und der kann
dannnichtmehr nachHause ge-
hen und übernachtet da. Ob das
einVorteil ist mit der Ausgangs-
sperre, da mache ich ein dickes
Fragezeichen dran. Also, das
passt schon insoeinerKoalition.
Jeder ist um andere Akzentuie-
rungen bemüht, und da sehe ich
auch kein Problem drin.

Andererseits ist vieles, was
jetzt Bundesnotbremse ist, in
Oberberg nicht neu. Wir hat-
ten schon eine Ausgangssper-
re, wir hatten sogar mal ein
echtes Verbot für Präsenzgot-
tesdienste. Und das haben Sie
damalsmitgetragen . . .
Es ist ja auch die Frage, was ich
da für einen Zeithorizont habe.
Die Ausgangssperren, die wir
schonmal hatten, waren ja auch
relativ kurzfristig angelegt. Und
dasGottesdienst-Verbot hatte ja
auch damit zu tun, dass wir in
dem Bereich imOberbergischen
besondere Strukturen haben.
Wir wussten ja auch, dass es da

mehrfach zu Ausbruchs-
geschehen kam.
Wenn ich weiß, ich
habe da eine reli-
giöse Gemein-
schaft, die sich
mit 100 Mann in
einem kleinen

Raum trifft und mit
Inbrunstsingt:Wennich

da nicht sage, das verbiete ich,
danntreibeichdasInfektionsge-
schehen in astronomische Hö-
hen. Aber wir lernen ja auch da-
zu.

Die FDP galt ja immer als Bür-
gerrechtspartei.Früherwaren
es aber eher Protagonisten
wieGerhartBaum,diedasVer-
fassungsgericht bemüht ha-
ben – nicht immer mit Unter-
stützungderganzenFDP.Aus-
gerechnet der hält offenbar
gerade nicht viel davon. Ko-
misch, oder?
Andere, die früher das Verfas-
sungsgericht bemüht haben wie
Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger, sind da durchaus auf Li-
nie. Burkhard Hirsch, den wir
beide da im Sinn haben, ist ver-

storben, leider.UndHerrBaum–
sagenwir esmal so– lebt davon,
dasser immerdieGegenposition
zumMainstream in der FDP ver-
tritt. Jetzt hat er Pech, dass der
Zugeigentlich in seineRichtung
fährt – und er macht das trotz-
dem.AberdasistbeiHerrnBaum
normal. Davon lebt er. Sonst
würde er nicht mehr in Talk-
shows eingeladen.

Das heißt also nicht, dass sich
dieFDPdageradevordenKar-
ren spannen lässt von Leuten,
die sich sonst wenig für
Grundrechte interessieren?
Unser Problem ist, dass wir uns
an der Stelle sauber von der AfD
abgrenzen müssen. Denen geht
es nicht umGrundrechte, denen
geht es darum, Krawall zu ma-
chen. Füruns ist es daoft schwer
klarzumachen, dass es uns um
die Sache geht und nicht darum,
der Regierung vor das Schien-
bein zu treten. Es geht uns dar-
um, uns um die Grundrechte zu
kümmern – auch auf die Gefahr
hin, von manchen in die falsche
Schublade gesteckt zu werden.
Damit muss man leben, wenn
man so einenWeg geht.

Ein anderes wichtiges Prinzip
im Grundgesetz ist der Föde-
ralismus. Ein Teil dieser Auf-
gabenteilung auf unter-
schiedlichen Ebenen, ist auch
Teil Ihrer Arbeit im Regional-
ratWasmachen Sie da eigent-
lich?
Der Regionalrat ist tatsächlich
etwas, das viele Leute gar nicht
einschätzen können. Er ist da-
mals unter dem Einfluss von
Wolfgang Clement entstanden.
Er wollte eine Art Bezirksparla-
ment daraus machen. Das war
aber so nicht mehrheitsfähig.
Deshalbhatmandiealte Institu-
tion, den Bezirksplanungsrat,
nur mit neuen Kompetenzen
ausgestattet. Und das ist jetzt
der Regionalrat.

Was ist Ihre Aufgabe?
WirsindTrägerderRegionalpla-
nung. Das heißt, wir müssen für
99 Kommunen in der Größen-
ordnung vonDahlem in der Eifel
mit etwa 5000 Einwohnern bis
hin zur Millionenstadt Köln Lö-
sungen suchen,wie die Entwick-
lung der nächsten 25 Jahre dort
aussehenkann.Unddaistunsere
Sichtnichtimmerdiegleichewie
diederKommunen.EsgibtKom-
munen, die wollen immer mehr,
aberesgibtauchanderewiezum
Beispiel Köln, die eher weniger
wollen. Die zwar erkennen, dass

sie wachsen könnten, aber das
nicht wollen, weil es Flächen in
Anspruch nehmen würde. Da
immer den Ausgleich zu finden,
das ist unsere wichtigste Aufga-
be im Regionalrat.

Und die zweitwichtigste?
Das ist die Konversion des Rhei-
nischen Reviers – eine Aufgabe,
die hier im Oberbergischen si-
cher nicht so auf der Agenda
steht. Wir haben dort eine hoch
technisierte Mitarbeiterschaft,
die sehr gutes Geld verdient und
jetzt um ihren Arbeitsplatz
bangt. Wir müssen es schaffen,
auf der einen Seite die Abwick-
lung der Braunkohle hinzube-
kommen und auf der anderen
SeitediesenMenscheneinezeit-
nahe Perspektive zu bieten, da-
mitsiedort inderRegionbleiben
undnichtnachBaden-Württem-
berg abwandern, weil sie glau-
ben, nur dort in den nächsten 20
bis30JahrenihresArbeitslebens
ihre Einkünfte sichern zu kön-
nen. Das heißt natürlich, dass
wir zunächst Flächen in großem
MaßeinAnspruchnehmenmüs-
sen, weil wir auf die Flächen, die
durch das Ende des Tagebaus
freiwerden, gar nicht zugreifen
können.Das ist eine irreHeraus-
forderung gerade für jemanden
wiemich,der inderRegionnicht
lebt und mitleidet. Aber es ist
wichtig, sich da einzubringen.

Sie sprechen es an: Wir bewe-
gen uns in einer Region, wo
das eine Ende mit dem ande-
ren oft wenig zu tun hat. Wie
schwer ist es, in so einemRah-
men Politik zumachen?
Es ist wirklich gar nicht so ein-
fach,diePositiondesOberbergi-
schen in diesem Gremium klar-
zumachen. Gerade bei der Auf-
stellung des Regionalplans ha-
ben wir es wieder gemerkt: Die
glauben immer noch, wir wären
Ackerbau und Viehzucht, Tal-
sperren und Wälder. Wenn man
denen dann versucht zu erzäh-
len, dass wir eine von Industrie
geprägte Region mit gewerbli-
chen Arbeitsplätzen sind, ist
Staunen angesagt. Wenn man
denen dann noch sagt, dass wir
auch Wohnbauflächen brau-
chen, dann sagen die: „Wieso?
Ihr seid doch schon in einer de-
mografischen Schieflage!“
Dann wollen die diese Flächen
hier einsparen, um sie dahin zu
tun,woeswehtut.Deswegenbin
ichfroh,dassesmirgelungenist,
Engelskirchen und Lindlar in
den Prozess Regio Plus zu be-
kommen, obwohl bei 45 Minu-

tenBahnfahrtnachKölnSchluss
sein sollte. Lindlar hat gar kei-
nen Bahnhof, Engelskirchen 48
bis 49 Minuten Fahrt bis Köln.
Jetzt habenwir in Engelskirchen
und Lindlar zusätzliche Flächen
angeboten bekommen, die wir
sonst gar nicht bekommen hät-
ten. Oder ganz aktuell: Wir ha-
ben inEngelskirchendasThema
Buschhausen . . .

. . . Wohnbebauung mitten im
Wald, also . . .
. . . und damit nach dem Landes-
entwicklungsplan eigentlich ein
No-Go. Es gibt aber eine Aus-
nahme für Kommunen, die über
60 Prozent Waldanteil haben.
Von den 99 Kommunen unseres
Bezirkssinddaszwei:dieeine ist
Roetgen in der Eifel, die andere
ist Engelskirchen.Das heißt,wir
haben hier gar nicht so viel freie
Fläche und die, die wir haben,
müssen wir ja noch für andere
Dinge nutzen, zum Beispiel für
Landwirtschaft. Das ist das
Spannende: Das sind unsere
Themen, die anderenhaben ihre
Themen, und das muss man ir-
gendwie zusammenbringen.

Welche Rolle spielt dabei die
Parteipolitik?
Es geht dort sehr fair zu.Wir ha-
ben einen sehr vernünftigen
Umgang miteinander – auch
über die Parteigrenzen hinweg.
Da gibt es sehr viel sachorien-
tierteundlösungsorientierteAr-
beit, die auch sehr gut begleitet
wird von der Regierungspräsi-
dentin und ihrer Mannschaft.

Oberberg hat ja den Vorteil,
inzwischen zwei Fraktions-
vorsitzende imRegionalratzu
haben: Sie bei der FDP und
jetzt auch Thorsten Konzel-
mann bei der SPD. Hilft das?
Natürlich ist man auch Lobbyist
für Oberberg. Alles andere
macht ja auch keinen Sinn. Des-
wegen arbeiten wir da auch in-
tensiv zusammen. Und es ist
auch ein Vorteil, dass Thorsten
Konzelmann da jetzt Fraktions-
vorsitzender ist. Denn wir sind
ein kleiner Partner in diesem
Spiel, deshalb hilft es, wenn wir
einpaarPositionenbesetzen,wo
wir Einfluss nehmen können.

Ist der Regionalrat perfekt so
wie er ist?
Er fördert auf jeden Fall das re-
gionale Denken. Vor allem kann
mandaeinbisschenfreierreden,
denn wir fallen ja nicht so auf.
Obwohlwirfastbei jederSitzung
eine Demonstration vor der Tür
haben – von Fridays for Future
bis hin zu Gegnern der Planun-
gendes1.FCKölnimGrüngürtel.
(schmunzelt) Ich bin zwar selbst
Mitglied bei Bayern München,
muss da dann aber die Position
des 1. FC Köln vertreten auf
Wunschmeiner Kölner Freunde.
Dafür wird man dann ausgepfif-
fen. Das ist schon eine ganz in-
teressante Erkenntnis.

Wirmüssen noch über Karne-
val reden, Herr Müller. Auch
der ist Teil Ihres Lebens, Sie
sind auch der Pressesprecher
der KG Närrische Oberberger.
Was erwartet uns ab dem
11.11.?
Es wird eine noch spannendere
Session. Im letzten Jahrwussten
wir im Herbst, dass wir alles ab-
sagen müssen. Doch jetzt sind
einige Fragen völlig offen. Zum
Beispiel bei den Zelten: Es gibt
Vermieter, diehabenAnfangdes
Jahres2020bei uns ihren letzten
Auftrag gehabt. Keine Session,
keine Schützenfeste: Sind die
nächstes Jahr überhaupt noch
da? Es wird spannend.

Nachdem sich schon
der Morsbacher Umwelt- und
Entwicklungsausschuss für den
Schutz wertvoller und ökolo-
gisch erhaltenswerter Bäume in
der Gemeinde ausgesprochen
hatte, hat nun der Rat die Ein-
führung einer Baumschutzsat-
zung einstimmig bei sechs Ent-
haltungen beschlossen. So wer-
den Bäume mit einem Stamm-
umfang von mindestens
120 Zentimetern, gemessen in
einem Meter Höhe, geschützt.
Mehrstämmige Bäume sind
dann geschützt, wenn die Sum-
meder Stammumfängemehr als
1,20 Meter beträgt und mindes-
tens ein Stamm einen Umfang
von 60 Zentimetern aufweist.

Bäume mit einem geringeren
Umfangsollenauchunterdiesen
Schutz fallen, wenn sie eine sel-
tene Art darstellen, einen orts-
bildprägenden Charakter haben
oder sich durchhohesAlter oder
einenexponiertenStandort aus-
zeichnen. Dazu hat der Nabu
Morsbach eine Liste erstellt, die
alle fünf Jahre aktualisiert wird
und in der aktuell rund zehn
Bäume verzeichnet sind.

Alsortsbildprägendgeltenet-
wadieLinde inderBahnhofstra-
ße vor dem Provinzialhaus oder
die in Holpe vor dem gleichna-
migen Gasthaus, ebenso die et-
wa 30-jährige Rosskastanie bei
Eiscafé inderWaldbrölerStraße,
die vomHeimatverein gepflanzt
wurde. Auch der alte Weißdorn
mit zwölf Metern Höhe und 30
Zentimetern Durchmesser in
der Lerchenstraße und die Trau-
erweide beim Kindergarten an
der Mozartstraße fallen unter
diesen Schutz, ebenso die Ross-
kastanie zwischen Volksbank
und Rathaus.

Als ortsbildprägend wurden
auch der Ginkgo in der Holper
Dorfstraße sowie vier Bäumebei
der katholischen Kirche in Lich-
tenberg bewertet.

Die Baumschutzsatzung soll
in der nächsten Woche auf der
Homepage der Gemeinde veröf-
fentlicht werden. (kup)

Nach dem Ein-
bruch in die Grundschule in En-
gelskirchen-Schnellenbach (wir
berichteten)hat sich lautPolizei
ein Zeuge gemeldet, der gegen
22.20 UhramSonntageinSchei-
benklirren gehört hatte. Dabei
fielen ihm auch zwei Personen
auf, die sich imUmfeldderSchu-
le aufhielten. Weitere Zeugen
sindgesucht.Hinweisegehenan
(0 22 61) 8199-0. (ag)

Der Waldbröler Stadt-
rat versammelt sich am Mitt-
woch, 19. Mai, um 17 Uhr in der
Aula des Hollenberg-Gymnasi-
ums (Goethestraße 5). Die Sit-
zung beginnt mit den Einwoh-
nerfragen – die Verwaltung
weist deshalb darauf hin, dass
Besucher einen tagesaktuellen
Coronatest vorweisenmüssen.

Außerdem auf der Tagesord-
nung stehen die Themen Leer-
standsmanagement und Vitali-
sierung des Zentrums, der Auf-
bau einer Ladestation-Infra-
struktur, eine Geschwindig-
keitsbeschränkung auf der B256
und die Förderung privater Pho-
tovoltaikanlagen. (ag)

Wenn andere staunen
Reinhold Müller über Grundrechte und Oberberg im Regionalrat


